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(7)	§	15	Absatz	1	Satz	2	des	Bundespersonalvertretungsgesetzes	gilt	für	die	nach	den	Absätzen	1	
und	2	übergeleiteten	Beamtinnen	und	Beamten	sowie	Angestellten	entsprechend.715	
	
§	438716	
	
§	439	Siebtes	Gesetz	zur	Änderung	des	Dritten	Buches	Sozialgesetzbuch	und	anderer	Gesetze	
(1)	 Ist	ein	Anspruch	auf	Arbeitslosengeld	mit	einer	dem	Lebensalter	der	oder	des	Arbeitslosen	

entsprechenden	Höchstanspruchsdauer	nach	§	127	Abs.	2	in	der	bis	zum	31.	Dezember	2007	gelten-
den	Fassung	am	31.	Dezember	2007	noch	nicht	erschöpft,	erhöht	sich	die	Anspruchsdauer	bei	Ar-
beitslosen,	die	vor	dem	1.	Januar	2008	
das	50.	Lebensjahr	vollendet	haben,	auf	15	Monate,	
das	58.	Lebensjahr	vollendet	haben,	auf	24	Monate.717	

	
715		 UMNUMMERIERUNG	
	 01.04.2012.—Artikel	2	Nr.	104	des	Gesetzes	vom	20.	Dezember	2011	(BGBl.	I	S.	2854)	hat	§	436	in	§	437	

umnummeriert.	
	 ÄNDERUNGEN	
	 01.04.2012.—Artikel	2	Nr.	104	des	Gesetzes	vom	20.	Dezember	2011	(BGBl.	I	S.	2854)	hat	die	Überschrift	

neu	gefasst.	Die	Überschrift	lautete:	„Überleitung	von	Beschäftigten	der	Bundesanstalt	in	den	Dienst	des	
Bundes“.	

	 27.06.2020.—Artikel	309	der	Verordnung	vom	19.	Juni	2020	(BGBl.	I	S.	1328)	hat	in	Abs.	4	Satz	3	„	,	für	
Bau	und	Heimat“	nach	„Innern“	eingefügt.	

	 15.06.2021.—Artikel	15	des	Gesetzes	vom	9.	 Juni	2021	(BGBl.	 I	S.	1614)	hat	 in	Abs.	7	 „Abs.	1“	durch	
„Absatz	1	Satz	2“	ersetzt.	

716		 UMNUMMERIERUNG	
	 01.04.2012.—Artikel	2	Nr.	105	des	Gesetzes	vom	20.	Dezember	2011	(BGBl.	I	S.	2854)	hat	§	434n	in	§	

438	umnummeriert.	
	 ÄNDERUNGEN	
	 01.04.2012.—Artikel	2	Nr.	105	lit.	b	des	Gesetzes	vom	20.	Dezember	2011	(BGBl.	I	S.	2854)	hat	Abs.	2	

bis	5	aufgehoben.	Abs.	2	bis	5	lauteten:	
	 		 „(2)	In	Betrieben	des	Gerüstbauerhandwerks	(§	1	Abs.	3	Nr.	1	der	Baubetriebe-Verordnung)	werden	

bis	zum	31.	März	2012	Leistungen	nach	den	§§	175	und	175a	nach	Maßgabe	der	folgenden	Regelungen	
erbracht.	

	 		 (3)	Die	Schlechtwetterzeit	beginnt	am	1.	November	und	endet	am	31.	März.	
	 		 (4)	Ergänzende	Leistungen	nach	§	175a	Abs.	2	und	4	werden	ausschließlich	zur	Vermeidung	oder	

Überbrückung	 witterungsbedingter	 Arbeitsausfälle	 gewährt.	 Zuschuss-Wintergeld	 wird	 in	 Höhe	 von	
1,03	Euro	je	Ausfallstunde	erbracht.	

	 		 (5)	Anspruch	auf	Zuschuss-Wintergeld	nach	§	175a	Abs.	2	haben	auch	Arbeitnehmer,	die	zur	Vermei-
dung	witterungsbedingter	Arbeitsausfälle	eine	Vorausleistung	erbringen,	die	das	Arbeitsentgelt	bei	wit-
terungsbedingtem	Arbeitsausfall	in	der	Schlechtwetterzeit	für	mindestens	120	Stunden	ersetzt,	in	ange-
messener	Höhe	im	Verhältnis	zum	Saison-Kurzarbeitergeld	steht	und	durch	Tarifvertrag,	Betriebsver-
einbarung	oder	Arbeitsvertrag	geregelt	ist.	Der	Anspruch	auf	Zuschuss-Wintergeld	besteht	für	Zeiten	des	
Bezugs	der	Vorausleistung,	wenn	diese	niedriger	ist	als	das	ohne	den	witterungsbedingten	Arbeitsausfall	
erzielte	Arbeitsentgelt.“	

	 AUFHEBUNG	
	 15.07.2016.—Artikel	100	Nr.	2	des	Gesetzes	vom	8.	Juli	2016	(BGBl.	I	S.	1594)	hat	die	Vorschrift	aufge-

hoben.	Die	Vorschrift	lautete:	
	 „§	438	Gesetz	zur	Förderung	ganzjähriger	Beschäftigung	
	 		 Bei	Ansprüchen	auf	Arbeitslosengeld,	die	nach	dem	31.	März	2006	entstehen,	ist	§	131	Abs.	3	Nr.	1	in	

der	bis	zum	31.	März	2006	geltenden	Fassung	weiterhin	anzuwenden,	soweit	in	den	Bemessungszeit-
raum	Zeiten	des	Bezugs	von	Winterausfallgeld	oder	einer	Winterausfallgeld-Vorausleistung	fallen.“	

717		 UMNUMMERIERUNG	
	 01.04.2012.—Artikel	2	Nr.	106	des	Gesetzes	vom	20.	Dezember	2011	(BGBl.	I	S.	2854)	hat	§	434r	in	§	439	

umnummeriert.	
	 ÄNDERUNGEN	
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§	440	Gesetz	zur	Neuausrichtung	der	arbeitsmarktpolitischen	Instrumente	
(1)	Arbeitnehmerinnen	und	Arbeitnehmer,	die	am	31.	Dezember	2008	in	einer	Arbeitsgelegenheit	

in	der	Entgeltvariante	versicherungspflichtig	beschäftigt	waren,	bleiben	in	dieser	Beschäftigung	ver-
sicherungspflichtig.	
(2)	§	38	Abs.	4	in	der	bis	zum	31.	Dezember	2008	geltenden	Fassung	ist	weiterhin	anzuwenden	

für	den	von	§	237	Abs.	5	des	Sechsten	Buches	erfassten	Personenkreis.	In	diesen	Fällen	ist	§	38	Abs.	3	
in	der	vom	1.	Januar	2009	an	geltenden	Fassung	nicht	anzuwenden.	
(3)	Soweit	Zeiten	der	Teilnahme	an	einer	Maßnahme	nach	§	46	bei	der	Berechnung	von	Fristen	

oder	als	Fördertatbestand	berücksichtigt	werden,	 sind	 ihnen	Zeiten	der	Teilnahme	an	einer	Maß-
nahme	nach	den	§§	37,	37c,	48	und	421i	in	der	bis	zum	31.	Dezember	2008	geltenden	Fassung	und	
einer	Maßnahme	nach	§	241	Abs.	3a	in	der	bis	zum	31.	Juli	2009	geltenden	Fassung	gleichgestellt.	
(4)	§	144	Abs.	4	in	der	bis	zum	31.	Dezember	2008	geltenden	Fassung	ist	weiterhin	anzuwenden	

auf	Ansprüche	auf	Arbeitslosengeld,	die	vor	dem	1.	Januar	2009	entstanden	sind.	In	diesen	Fällen	ist	
§	144	Abs.	4	in	der	vom	1.	Januar	2009	an	geltenden	Fassung	nicht	anzuwenden.	
(5)	Die	§§	248	und	249	in	der	bis	zum	31.	Dezember	2008	geltenden	Fassung	sind	weiterhin	an-

zuwenden	für	Träger	von	Einrichtungen	der	beruflichen	Rehabilitation.718	
	
§	441	Bürgerentlastungsgesetz	Krankenversicherung	

	
	 01.04.2012.—Artikel	2	Nr.	106	lit.	a	des	Gesetzes	vom	20.	Dezember	2011	(BGBl.	I	S.	2854)	hat	in	Abs.	1	

„der	oder“	nach	„Lebensalter“	eingefügt.	
	 Artikel	2	Nr.	106	lit.	b	desselben	Gesetzes	hat	Abs.	2	bis	4	aufgehoben.	Abs.	2	bis	4	lauteten:	
	 		 „(2)	Abweichend	von	§	345a	Abs.	2	Satz	2	sind	die	Beiträge	für	das	Jahr	2007	am	15.	Mai	2008	zu	

zahlen.	
	 		 (3)	Für	Personen,	deren	Anspruch	auf	Arbeitslosengeld	sich	nach	Absatz	1	verlängert	hat	und	deren	

Anspruch	auf	Arbeitslosengeld	zwischen	dem	1.	Januar	2008	und	dem	11.	April	2008	nach	der	bis	zum	
31.	Dezember	2007	geltenden	Rechtslage	erschöpft	gewesen	wäre	und	die	nach	dem	11.	April	2008	ihre	
Arbeitslosigkeit	durch	die	Aufnahme	einer	Beschäftigung	beenden,	verkürzt	sich	die	in	§	421j	Abs.	1	Nr.	1	
genannte	Dauer	des	Restanspruchs	auf	Arbeitslosengeld	auf	60	Tage.	Beenden	sie	ihre	Arbeitslosigkeit	
durch	die	Aufnahme	einer	 selbständigen	hauptberuflichen	Tätigkeit,	 verkürzt	 sich	die	 in	 §	57	Abs.	 2	
Satz	1	Nr.	2	genannte	Dauer	des	Restanspruchs	auf	Arbeitslosengeld	auf	30	Tage.	

	 		 (4)	Personen,	deren	Anspruch	auf	Arbeitslosengeld	sich	durch	Absatz	1	verlängert	hat,	haben	rück-
wirkend	Anspruch	auf	

1.		 Leistungen	der	Entgeltsicherung	für	Ältere	nach	§	421j,	wenn	sie	nach	dem	31.	Dezember	2007	
und	vor	dem	11.	April	2008	ihre	Arbeitslosigkeit	durch	Aufnahme	einer	Beschäftigung	beendet	
und	einen	Antrag	auf	Entgeltsicherung	gestellt	haben,	der	nur	wegen	der	zum	Zeitpunkt	der	An-
tragstellung	nicht	vorliegenden	Voraussetzungen	des	§	421j	Abs.	1	Nr.	1	abgelehnt	wurde,	oder	

2.		 einen	Gründungszuschuss	nach	§	57,	wenn	sie	nach	dem	31.	Dezember	2007	und	vor	dem	11.	April	
2008	ihre	Arbeitslosigkeit	durch	Aufnahme	einer	selbständigen	hauptberuflichen	Tätigkeit	been-
det	und	einen	Antrag	auf	einen	Gründungszuschuss	gestellt	haben,	der	nur	wegen	der	zum	Zeit-
punkt	der	Antragstellung	nicht	vorliegenden	Voraussetzung	des	§	57	Abs.	2	Satz	1	Nr.	2	abgelehnt	
wurde.“	

718		 UMNUMMERIERUNG	
	 01.04.2012.—Artikel	2	Nr.	107	des	Gesetzes	vom	20.	Dezember	2011	(BGBl.	I	S.	2854)	hat	§	434s	in	§	440	

umnummeriert.	
	 ÄNDERUNGEN	
	 01.04.2012.—Artikel	2	Nr.	107	lit.	a	des	Gesetzes	vom	20.	Dezember	2011	(BGBl.	I	S.	2854)	hat	in	Abs.	1	

„Arbeitnehmerinnen	und“	am	Anfang	eingefügt	und	„abweichend	von	§	27	Abs.	3	Nr.	5	Buchstabe	b“	nach	
„bleiben“	gestrichen.	

	 Artikel	2	Nr.	107	lit.	b	desselben	Gesetzes	hat	Abs.	3a	aufgehoben.	Abs.	3a	lautete:	
	 		 „(3a)	§	69	Satz	1	Nummer	3	und	eine	aufgrund	§	69	Satz	2	erlassene	Anordnung	finden	keine	Anwen-

dung,	wenn	der	Teilnehmer	die	berufsvorbereitende	Bildungsmaßnahme	vor	dem	1.	September	2011	
begonnen	hat.“	
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Ist	der	Anspruch	auf	Arbeitslosengeld	vor	dem	1.	Januar	2010	entstanden,	ist	§	133	Absatz	1	in	der	
bis	zum	31.	Dezember	2009	geltenden	Fassung	anzuwenden.719	
	
§	442	Beschäftigungschancengesetz	
(1)	Personen,	die	als	Selbständige	oder	Auslandsbeschäftigte	vor	dem	1.	Januar	2011	ein	Versiche-

rungspflichtverhältnis	auf	Antrag	nach	§	28a	in	der	bis	zum	31.	Dezember	2010	geltenden	Fassung	
begründet	haben,	bleiben	in	dieser	Tätigkeit	oder	Beschäftigung	über	den	31.	Dezember	2010	versi-
cherungspflichtig	nach	§	28a	in	der	ab	dem	1.	Januar	2011	an	geltenden	Fassung.	Sie	können	die	Ver-
sicherungspflicht	auf	Antrag	bis	zum	31.	März	2011	durch	schriftliche	Erklärung	gegenüber	der	Bun-
desagentur	rückwirkend	zum	31.	Dezember	2010	beenden.	
(2)	Abweichend	von	§	345b	Satz	1	Nummer	2	und	Satz	2	gilt	als	beitragspflichtige	Einnahme	für	

alle	Selbständigen	und	Auslandsbeschäftigten,	die	 in	einem	Versicherungspflichtverhältnis	auf	An-
trag	stehen,	vom	1.	Januar	2011	bis	zum	31.	Dezember	2011	ein	Arbeitsentgelt	in	Höhe	von	50	Pro-
zent	der	monatlichen	Bezugsgröße.	§	345b	Satz	1	Nummer	2	und	Satz	2	in	der	vom	1.	Januar	2011	
geltenden	Fassung	ist	insoweit	nicht	anzuwenden.720	
	
§	443	Gesetz	zur	Verbesserung	der	Eingliederungschancen	am	Arbeitsmarkt	
(1)	 Für	Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen	nach	 §	 260	und	Arbeitsgelegenheiten	nach	 §	 16d	des	

Zweiten	Buches	in	der	vor	dem	1.	April	2012	geltenden	Fassung	gilt	§	27	Absatz	3	Satz	1	Nummer	5	
in	der	vor	dem	1.	April	2012	geltenden	Fassung	entsprechend,	wenn	und	solange	die	Arbeitsbeschaf-
fungsmaßnahmen	und	Arbeitsgelegenheiten	nach	dem	vor	diesem	Tag	geltenden	Recht	durchgeführt	
werden.	
(2)	Beschäftigungen	im	Sinne	des	§	159	Absatz	1	Satz	2	Nummer	1	und	2	sind	auch	Arbeitsbeschaf-

fungsmaßnahmen,	 wenn	 und	 solange	 diese	 Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen	 nach	 dem	 bis	 zum	
31.	März	2012	geltenden	Recht	gefördert	werden.	
(3)	Für	Träger	ist	eine	Zulassung	nach	§	176	bis	einschließlich	31.	Dezember	2012	nicht	erforder-

lich.	Dies	gilt	weder	für	Träger,	die	Maßnahmen	zur	Aktivierung	und	beruflichen	Eingliederung	nach	
§	45	Absatz	4	Satz	3	Nummer	1	durchführen,	noch	für	Träger,	die	Maßnahmen	der	beruflichen	Wei-
terbildung	nach	den	§§	81	und	82	durchführen.	Zulassungen	von	Trägern	und	Maßnahmen	der	be-
ruflichen	Weiterbildung,	die	nach	den	§§	84	und	85	in	der	bis	zum	31.	März	2012	geltenden	Fassung	
erteilt	wurden,	sind	den	Zulassungen	nach	den	§§	176	und	178	sowie	§	179	in	Verbindung	mit	§	180	
gleichgestellt.	Ein	Anspruch	auf	Vergütung	für	die	Arbeitsvermittlung	in	eine	versicherungspflichtige	
Beschäftigung	nach	§	45	Absatz	4	Satz	3	Nummer	2	besteht	für	bis	einschließlich	31.	Dezember	2012	
erfolgte	Vermittlungen	nur,	wenn	der	Träger	zum	Zeitpunkt	der	Vermittlung	die	Arbeitsvermittlung	
als	Gegenstand	seines	Gewerbes	angezeigt	hat.	
(4)	Anerkennungen	nach	den	§§	2	und	3	der	Anerkennungs-	und	Zulassungsverordnung	–	Weiter-

bildung,	die	bis	zum	31.	März	2012	erteilt	wurden,	behalten	ihre	Gültigkeit	bis	längstens	31.	März	
2015.	Die	jährliche	Überprüfung	anerkannter	Stellen	wird	ab	1.	April	2012	von	der	Akkreditierungs-
stelle	wahrgenommen.	
(5)	Beamtinnen	und	Beamten,	denen	am	27.	Dezember	2011	ein	Amt	im	Beamtenverhältnis	auf	

Zeit	im	Sinne	der	§§	389	und	390	in	der	bis	zum	27.	Dezember	2011	geltenden	Fassung	übertragen	
ist,	verbleiben	bis	zum	Ablauf	der	jeweiligen	Amtszeit	in	diesem	Amt.	Zeiten	einer	Beurlaubung	nach	
§	387	Absatz	3	Satz	1	werden	nicht	als	Amtszeit	berücksichtigt.	Wird	nach	Ablauf	der	Amtszeit	fest-
gestellt,	dass	sich	die	Beamtin	oder	der	Beamte	in	dem	übertragenen	Amt	bewährt	hat,	wird	das	Amt	

	
719		 UMNUMMERIERUNG	
	 01.04.2012.—Artikel	2	Nr.	108	des	Gesetzes	vom	20.	Dezember	2011	(BGBl.	I	S.	2854)	hat	§	434t	in	§	441	

umnummeriert.	
720		 UMNUMMERIERUNG	
	 01.04.2012.—Artikel	2	Nr.	109	des	Gesetzes	vom	20.	Dezember	2011	(BGBl.	I	S.	2854)	hat	§	434w	in	

§	442	umnummeriert.	
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im	Beamtenverhältnis	auf	Lebenszeit	übertragen.	Hat	sich	die	Beamtin	oder	der	Beamte	in	dem	über-
tragenen	Amt	nicht	bewährt,	wird	die	Beamtin	oder	der	Beamte	aus	dem	Beamtenverhältnis	auf	Zeit	
entlassen.	In	diesem	Fall	enden	der	Anspruch	auf	Besoldung	und,	soweit	gesetzlich	nichts	anderes	
bestimmt	ist,	alle	sonstigen	Ansprüche	aus	dem	im	Beamtenverhältnis	auf	Zeit	übertragenen	Amt.	
Tritt	eine	Beamtin	auf	Zeit	oder	ein	Beamter	auf	Zeit	nach	der	Entlassung	wieder	 in	 ihr	oder	sein	
vorheriges	Amt	im	Beamtenverhältnis	ein	oder	tritt	sie	oder	er	wegen	Erreichens	der	gesetzlichen	
Altersgrenze	in	den	Ruhestand,	ist	§	15a	des	Beamtenversorgungsgesetzes	entsprechend	anzuwen-
den.	§	15a	Absatz	4	des	Beamtenversorgungsgesetzes	gilt	entsprechend,	wenn	eine	Beamtin	auf	Zeit	
oder	ein	Beamter	auf	Zeit	wegen	Dienstunfähigkeit	in	den	Ruhestand	versetzt	wird.	
(6)	§	389	 ist	anzuwenden,	sofern	nach	dem	27.	Dezember	2011	eine	Funktion	 im	Sinne	dieser	

Vorschrift	übertragen	wird.	 Satz	1	gilt	 auch,	wenn	eine	vor	dem	28.	Dezember	2011	übertragene	
Funktion	ab	dem	28.	Dezember	2011	auf	veränderter	vertraglicher	Grundlage	 fortgesetzt	werden	
soll.	§	387	Absatz	3	Satz	2	bleibt	unberührt.	
(7)	§	421s	in	der	am	31.	März	2012	geltenden	Fassung	ist	weiterhin	anzuwenden	auf	Maßnahmen,	

über	die	die	Bundesagentur	vor	dem	31.	März	2012	Verträge	mit	Trägern	geschlossen	hat,	bis	zum	
Ende	der	Vertragslaufzeit;	§	422	Absatz	1	Nummer	3	gilt	insoweit	nicht.721	
	
§	444	Gesetz	zu	Änderungen	im	Bereich	der	geringfügigen	Beschäftigung	
(1)	Personen,	die	am	31.	Dezember	2012	in	einer	mehr	als	geringfügigen	Beschäftigung	nach	§	8	

Absatz	1	Nummer	1	oder	§	8a	in	Verbindung	mit	§	8	Absatz	1	Nummer	1	des	Vierten	Buches	versi-
cherungspflichtig	waren,	die	die	Merkmale	einer	geringfügigen	Beschäftigung	nach	diesem	Vorschrif-
ten	in	der	ab	dem	1.	Januar	2013	geltenden	Fassung	erfüllt,	bleiben	in	dieser	Beschäftigung	längstens	
bis	zum	31.	Dezember	2014	versicherungspflichtig,	solange	das	Arbeitsentgelt	400	Euro	monatlich	
übersteigt.	Sie	werden	auf	Antrag	von	der	Versicherungspflicht	befreit.	Der	Antrag	ist	bei	der	Agentur	
für	Arbeit	zu	stellen.	Die	Befreiung	wirkt	vom	1.	Januar	2013	an,	wenn	sie	bis	zum	31.	März	2013	
beantragt	wird,	im	Übrigen	von	dem	Beginn	des	Kalendermonats	an,	der	auf	den	Monat	folgt,	in	dem	
der	Antrag	gestellt	worden	ist.	Die	Befreiung	ist	auf	diese	Beschäftigung	beschränkt.	
(2)	Bei	Anwendung	des	Absatzes	1	gilt	§	276b	Absatz	1	des	Sechsten	Buches	und	bei	Anwendung	

des	§	344	Absatz	4	gilt	§	276b	Absatz	2	des	Sechsten	Buches	entsprechend.722	
	
§	444a	Gesetz	zur	Stärkung	der	beruflichen	Weiterbildung	und	des	Versicherungsschutzes	in	
der	Arbeitslosenversicherung	
(1)	§	28a	Absatz	1	Satz	1	Nummer	4	und	5	in	der	Fassung	vom	1.	August	2016	gilt	mit	der	Maßgabe,	

dass	ein	Antrag	unberührt	von	§	28a	Absatz	3	innerhalb	von	drei	Monaten	nach	dem	31.	Juli	2016	
gestellt	werden	kann.	
(2)	Der	Anspruch	auf	Zahlung	einer	Weiterbildungsprämie	nach	§	131a	Absatz	3	gilt	für	Arbeit-

nehmerinnen	und	Arbeitnehmer,	die	an	einer	nach	§	81	geförderten	beruflichen	Weiterbildung	teil-
nehmen,	die	nach	dem	31.	Juli	2016	beginnt.	
(3)	§	151	Absatz	3	Nummer	3	in	der	Fassung	vom	1.	August	2016	ist	nur	für	Ansprüche	auf	Ar-

beitslosengeld	anzuwenden,	die	nach	dem	31.	Juli	2016	entstanden	sind.723	

	
721		 QUELLE	
	 01.04.2012.—Artikel	2	Nr.	110	des	Gesetzes	vom	20.	Dezember	2011	(BGBl.	I	S.	2854)	hat	die	Vorschrift	

eingefügt.	
722		 QUELLE	
	 01.01.2013.—Artikel	2	Nr.	3	des	Gesetzes	vom	5.	Dezember	2012	(BGBl.	 I	S.	2474)	hat	die	Vorschrift	

eingefügt.	
	 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2027.—Artikel	4	Nr.	14	des	Gesetzes	vom	22.	Dezember	2025	(BGBl.	I	Nr.	355)	hat	in	Abs.	2	„Ab-

satz	4“	durch	„Absatz	3“	ersetzt.	
723		 QUELLE	
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§	445	Fünfundzwanzigstes	Gesetz	zur	Änderung	des	Bundesausbildungsförderungsgesetzes	
Abweichend	von	§	422	sind	die	§§	54a,	61,	62,	64,	67,	116	und	123	bis	126	ab	dem	1.	August	2016	

anzuwenden.724	
	
§	445a	Gesetz	zur	Anpassung	der	Berufsausbildungsbeihilfe	und	des	Ausbildungsgeldes	
Abweichend	von	§	422	sind	
1.		die	§§	54a,	61,	62,	64,	67,	79,	116	und	123	bis	126	ab	dem	1.	August	2019	nach	Artikel	7	Absatz	1	
des	Gesetzes	zur	Anpassung	der	Berufsausbildungsbeihilfe	und	des	Ausbildungsgeldes,	

2.		die	§§	54a,	61,	62,	64,	67	und	123	bis	126	ab	dem	1.	August	2020	nach	Artikel	7	Absatz	2	des	
Gesetzes	zur	Anpassung	der	Berufsausbildungsbeihilfe	und	des	Ausbildungsgeldes	und	

3.		die	§§	67	und	126	ab	dem	1.	August	2021	nach	Artikel	7	Absatz	3	
anzuwenden.725	
	
§	446	Zweites	Gesetz	zur	Stärkung	der	pflegerischen	Versorgung	und	zur	Änderung	weiterer	
Vorschriften	
(1)	Für	Personen,	die	am	31.	Dezember	2016	nach	§	26	Absatz	2b	in	der	am	31.	Dezember	2016	

geltenden	Fassung	versicherungspflichtig	waren,	besteht	die	Versicherungspflicht	für	die	Dauer	der	
Pflegezeit	fort.	Für	diese	Zeit	sind	§	345	Nummer	8,	§	347	Nummer	10,	§	349	Absatz	4a	Satz	1	und	
Absatz	5	Satz	2	in	der	am	31.	Dezember	2016	geltenden	Fassung	anzuwenden.	
(2)	Für	Pflegepersonen,	die	am	31.	Dezember	2016	nach	§	28a	Absatz	1	Satz	1	Nummer	1	in	der	

am	31.	Dezember	2016	geltenden	Fassung	versicherungspflichtig	waren,	wird	ab	dem	1.	Januar	2017	
das	Versicherungspflichtverhältnis	nach	§	26	Absatz	2b	fortgesetzt.	§	26	Absatz	3	Satz	5	und	6	bleibt	
unberührt.726	
	
§	447	Gesetz	zur	Stärkung	der	Chancen	für	Qualifizierung	und	für	mehr	Schutz	in	der		
Arbeitslosenversicherung	
(1)	Für	Personen,	die	nach	dem	31.	Dezember	2019	nicht	in	einem	Versicherungspflichtverhältnis	

gestanden	haben,	finden	die	§§	142,	143	und	147	in	der	bis	zum	31.	Dezember	2019	geltenden	Fas-
sung	Anwendung.	
(2)	Abweichend	von	§	422	ist	§	153	Absatz	1	Satz	2	Nummer	1	in	der	ab	dem	1.	Januar	2019	gel-

tenden	 Fassung	 anzuwenden	 auf	 Ansprüche	 auf	 Arbeitslosengeld	 bei	 beruflicher	 Weiterbildung	
(§	144)	 und	 für	 die	 Berechnung	 von	 Ansprüchen	 auf	 Berufsausbildungsbeihilfe	 für	 Arbeitslose	
(§	70).727	

	
	 01.08.2016.—Artikel	1	Nr.	23	des	Gesetzes	vom	18.	Juli	2016	(BGBl.	I	S.	1710)	hat	die	Vorschrift	einge-

fügt.	
724		 QUELLE	
	 01.01.2015.—Artikel	3	Nr.	14	des	Gesetzes	vom	23.	Dezember	2014	(BGBl.	I	S.	2475)	hat	die	Vorschrift	

eingefügt.	
725		 QUELLE	
	 01.08.2019.—Artikel	1	Nr.	16	des	Gesetzes	vom	8.	Juli	2019	(BGBl.	I	S.	1025)	hat	die	Vorschrift	eingefügt.	
726		 QUELLE	
	 01.01.2017.—Artikel	3	Nr.	12	des	Gesetzes	vom	21.	Dezember	2015	(BGBl.	I	S.	2424)	hat	die	Vorschrift	

eingefügt.	
727		 QUELLE	
	 01.01.2019.—Artikel	1	Nr.	18	des	Gesetzes	vom	18.	Dezember	2018	(BGBl.	I	S.	2651)	hat	die	Vorschrift	

eingefügt.	
	 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2020.—Artikel	2	Nr.	4	des	Gesetzes	vom	18.	Dezember	2018	(BGBl.	I	S.	2651)	hat	die	Vorschrift	

neu	gefasst.	Die	Vorschrift	lautete:	
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§	448	Gesetz	zur	Förderung	der	Ausbildung	und	Beschäftigung	von	Ausländerinnen	und		
Ausländern	
Für	Fälle	des	§	132	Absatz	1	Satz	1	Nummer	2	in	der	bis	zum	31.	Juli	2019	geltenden	Fassung	sind	

abweichend	von	§	60	Absatz	3	und	abweichend	von	§	132	Absatz	4	Nummer	2	in	der	bis	zum	31.	Juli	
2019	geltenden	Fassung	§	132	in	Verbindung	mit	§	59	in	der	jeweils	bis	zum	31.	Juli	2019	geltenden	
Fassung	anwendbar,	wenn	vor	dem	31.	Dezember	2019	die	laufende	Ausbildung	begonnen	und	der	
erste	Antrag	auf	Berufsausbildungsbeihilfe	oder	Ausbildungsgeld	gestellt	wird	und	die	weiteren	An-
spruchsvoraussetzungen	zu	diesem	Zeitpunkt	vorliegen.	Für	die	Voraussetzung,	dass	bei	der	Auslän-
derin	oder	dem	Ausländer	ein	rechtmäßiger	und	dauerhafter	Aufenthalt	zu	erwarten	ist,	ist	auf	den	
Zeitpunkt	der	ersten	Antragstellung	abzustellen.728	
	
§	449	Gesetz	zur	Modernisierung	und	Stärkung	der	beruflichen	Bildung	
§	346	Absatz	1b	in	der	bis	zum	31.	Dezember	2019	geltenden	Fassung	ist	weiterhin	anzuwenden,	

wenn	die	Berufsausbildung	in	einer	außerbetrieblichen	Einrichtung	vor	dem	1.	Januar	2020	begon-
nen	wurde.729	
	
§	450	Gesetz	zur	Förderung	der	beruflichen	Weiterbildung	im	Strukturwandel	und	zur		
Weiterentwicklung	der	Ausbildungsförderung	
(1)	Für	die	Teilnahme	an	Maßnahmen	zur	Aktivierung	und	beruflichen	Eingliederung,	die	vor	dem	

1.	 Januar	2021	nach	§	45	Absatz	1	Satz	1	Nummer	2	 zugelassen	wurden,	können	auch	nach	dem	
31.	Dezember	2020	Aktivierungs-	und	Vermittlungsgutscheine	eingelöst	werden,	die	entweder	vor	
dem	1.	Januar	2021	nach	§	45	Absatz	1	Satz	1	Nummer	2	oder	nach	dem	31.	Dezember	2020	nach	
§	45	Absatz	1	Satz	1	Nummer	1	ausgestellt	wurden.	Aktivierungs-	und	Vermittlungsgutscheine,	die	
vor	dem	1.	Januar	2021	nach	§	45	Absatz	1	Satz	1	Nummer	2	ausgestellt	wurden,	können	auch	für	die	
Teilnahme	an	Maßnahmen	zur	Aktivierung	und	beruflichen	Eingliederung	eingelöst	werden,	die	nach	
dem	31.	Dezember	2020	nach	§	45	Absatz	1	Satz	1	Nummer	1	zugelassen	wurden.	
(2)	Für	Maßnahmen	der	ausbildungsbegleitenden	Hilfen,	die	bis	zum	28.	Februar	2021	beginnen	

und	bis	zum	30.	September	2021,	im	Fall	des	§	75	Absatz	2	Satz	2	in	der	bis	zum	28.	Mai	2020	gelten-
den	Fassung	bis	zum	31.	März	2022,	enden,	gelten	die	§§	74,	75,	77	und	79	in	der	bis	zum	28.	Mai	
2020	geltenden	Fassung.	Förderungsberechtigt	sind	auch	junge	Menschen,	die	im	Fall	einer	Berufs-
ausbildung	zusätzlich	zu	den	in	§	75	Absatz	3	Nummer	1	in	der	bis	zum	28.	Mai	2020	geltenden	Fas-
sung	genannten	Voraussetzungen	abweichend	von	§	30	Absatz	1	des	Ersten	Buches	ihren	Wohnsitz	
und	 ihren	 gewöhnlichen	Aufenthalt	 außerhalb	 von	Deutschland	haben,	 deren	Ausbildungsbetrieb	
aber	in	Deutschland	liegt.	
(2)	Für	Maßnahmen	der	Assistierten	Ausbildung,	die	bis	zum	30.	September	2020	beginnen,	gelten	

§	130	und	die	§§	77	und	79	in	der	bis	zum	28.	Mai	2020	geltenden	Fassung.	Förderungsberechtigt	in	
der	ausbildungsbegleitenden	Phase	sind	auch	 junge	Menschen,	die	 im	Fall	einer	Berufsausbildung	
zusätzlich	zu	den	in	§	130	Absatz	2	Satz	1	in	der	bis	zum	28.	Mai	2020	geltenden	Fassung		genannten	

	
	 		 „Abweichend	von	§	422	ist	§	153	Absatz	1	Satz	2	Nummer	1	in	der	ab	dem	1.	Januar	2019	geltenden	

Fassung	anzuwenden	auf	Ansprüche	auf	Arbeitslosengeld	bei	beruflicher	Weiterbildung	(§	144)	und	für	
die	Berechnung	von	Ansprüchen	auf	Berufsausbildungsbeihilfe	für	Arbeitslose	(§	70).“	

	 01.01.2025.—Artikel	60	Nr.	4	des	Gesetzes	vom	23.	Oktober	2024	(BGBl.	I	Nr.	323)	hat	Abs.	3	aufgehoben.	
Abs.	3	lautete:	

	 		 „(3)	Die	Bundesregierung	berichtet	dem	Deutschen	Bundestag	in	jeder	Legislaturperiode,	beginnend	
mit	dem	Jahr	2020,	über	die	Förderung	der	beruflichen	Weiterbildung	im	Rahmen	der	aktiven	Arbeits-
förderung	und	die	entsprechenden	Ausgaben.“	

728		 QUELLE	
	 01.08.2019.—Artikel	1	Nr.	24	des	Gesetzes	vom	8.	Juli	2019	(BGBl.	I	S.	1029)	hat	die	Vorschrift	eingefügt.	
729		 QUELLE	
	 01.01.2020.—Artikel	1a	Nr.	3	des	Gesetzes	vom	4.	März	2020	(BGBl.	I	S.	437)	hat	die	Vorschrift	eingefügt.	
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Voraussetzungen	abweichend	von	§	30	Absatz	1	des	Ersten	Buches	 ihren	Wohnsitz	und	 ihren	ge-
wöhnlichen	 Aufenthalt	 außerhalb	 von	 Deutschland	 haben,	 deren	 Ausbildungsbetrieb	 aber	 in	
Deutschland	liegt.730	
	
§	451	Siebtes	Gesetz	zur	Änderung	des	Vierten	Buches	Sozialgesetzbuch	und	anderer	Gesetze	
(1)	§	25	Absatz	1	Satz	2	Nummer	3	findet	grundsätzlich	nur	Anwendung	auf	Ausbildungen,	die	

nach	dem	30.	Juni	2020	begonnen	werden.	Wurde	die	Ausbildung	vor	diesem	Zeitpunkt	begonnen	
und	wurden	
1.		Beiträge	gezahlt,	gilt	§	25	Absatz	1	Satz	2	Nummer	3	ab	Beginn	der	Beitragszahlung,	
2.		keine	Beiträge	gezahlt,	gilt	§	25	Absatz	1	Satz	2	Nummer	3	ab	dem	Zeitpunkt,	zu	dem	der	Ar-
beitgeber	mit	Zustimmung	der	Teilnehmerin	oder	des	Teilnehmers	Beiträge	zahlt.	

(2)	Die	§§	312,	312a,	313,	313a	und	404	Absatz	2	Nummer	19	bis	21	in	der	bis	zum	31.	Dezember	
2022	geltenden	Fassung	sind	weiterhin	anzuwenden,	wenn	das	Versicherungsverhältnis	oder	die	Ne-
benerwerbstätigkeit	vor	dem	1.	Januar	2023	geendet	hat.731	
	
§	452	Gesetz	zur	Umsetzung	der	Richtlinie	(EU)	2019/882	des	Europäischen	Parlaments	und	
des	Rates	über	die	Barrierefreiheitsanforderungen	für	Produkte	und	Dienstleistungen	und	
zur	Änderung	anderer	Gesetze	
§	336	in	der	bis	zum	31.	März	2022	geltenden	Fassung	ist	weiter	anzuwenden,	wenn	die	Deutsche	

Rentenversicherung	 Bund	 im	 Verfahren	 nach	 §	 7a	 Absatz	 1	 des	 Vierten	 Buches	 in	 der	 bis	 zum	
31.	März	2022	geltenden	Fassung	die	Versicherungspflicht	nach	diesem	Buch	durch	Verwaltungsakt	
festgestellt	hat.732	
	
§	453	Gesetz	zur	Regelung	des	Sozialen	Entschädigungsrechts	
(1)	Bei	der	Anwendung	von	§	26	Absatz	2	Nummer	1,	§	156	Absatz	1	Satz	1	Nummer	2,	§	345	

Nummer	5	und	§	347	Nummer	5	Buchstabe	a	gilt	das	Versorgungskrankengeld	als	Krankengeld	der	
Sozialen	Entschädigung.	
(2)	Für	Personen,	die	Leistungen	nach	dem	Soldatenversorgungsgesetz	 in	Verbindung	mit	dem	

Bundesversorgungsgesetz	erhalten,	gelten	§	9	Absatz	3	Satz	1	Nummer	1,	§	26	Absatz	2	Nummer	1,	
§	156	Absatz	1	Satz	1	Nummer	2,	§	332	Absatz	1	Satz	1	Nummer	2,	§	345	Nummer	5	und	§	347	Num-
mer	5	Buchstabe	a	in	der	bis	zum	31.	Dezember	2023	geltenden	Fassung	weiter.733	

	
730		 QUELLE	
	 29.05.2020.—Artikel	1	Nr.	32	des	Gesetzes	vom	20.	Mai	2020	(BGBl.	I	S.	1044)	hat	die	Vorschrift	einge-

fügt.	
	 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2021.—Artikel	2	Nr.	14	des	Gesetzes	vom	20.	Mai	2020	(BGBl.	I	S.	1044)	hat	Abs.	1	und	2	in	Abs.	2	

und	3	umnummeriert	und	Abs.	1	eingefügt.	
731		 QUELLE	
	 01.07.2020.—Artikel	4	Nr.	17	des	Gesetzes	vom	12.	Juni	2020	(BGBl.	I	S.	1248)	hat	die	Vorschrift	einge-

fügt.	
	 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2023.—Artikel	4a	des	Gesetzes	vom	12.	Juni	2020	(BGBl.	I	S.	1248)	hat	die	Vorschrift	neu	gefasst.	

Die	Vorschrift	lautete:	
	 		 „§	25	Absatz	1	Satz	2	Nummer	3	findet	grundsätzlich	nur	Anwendung	auf	Ausbildungen,	die	nach	dem	

30.	Juni	2020	begonnen	werden.	Wurde	die	Ausbildung	vor	diesem	Zeitpunkt	begonnen	und	wurden	
1.	 Beiträge	gezahlt,	gilt	§	25	Absatz	1	Satz	2	Nummer	3	ab	Beginn	der	Beitragszahlung,	
2.	 keine	Beiträge	gezahlt,	gilt	§	25	Absatz	1	Satz	2	Nummer	3	ab	dem	Zeitpunkt,	zu	dem	der	Arbeit-

geber	mit	Zustimmung	der	Teilnehmerin	oder	des	Teilnehmers	Beiträge	zahlt.“	
732		 QUELLE	
	 01.04.2022.—Artikel	2b	Nr.	8	des	Gesetzes	vom	16.	Juli	2021	(BGBl.	I	S.	2970)	hat	die	Vorschrift	einge-

fügt.	
733		 QUELLE	
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§	454	Gesetz	zur	Erhöhung	des	Schutzes	durch	den	gesetzlichen	Mindestlohn	und	zu	Änderun-
gen	im	Bereich	der	geringfügigen	Beschäftigung	
(1)	§	76	Absatz	7	Satz	2	in	der	ab	dem	1.	Juli	2022	geltenden	Fassung	findet	bei	vor	diesem	Tag	

vereinbarten	Ausbildungsvergütungen	keine	Anwendung.	
(2)	Personen,	die	am	30.	September	2022	in	einer	mehr	als	geringfügigen	Beschäftigung	nach	§	8	

Absatz	1	Nummer	1	oder	§	8a	des	Vierten	Buches	 in	Verbindung	mit	§	8	Absatz	1	Nummer	1	des	
Vierten	Buches	versicherungspflichtig	waren,	welche	die	Merkmale	einer	geringfügigen	Beschäfti-
gung	nach	diesen	Vorschriften	 in	der	ab	dem	1.	Oktober	222	geltenden	Fassung	erfüllt,	bleiben	 in	
dieser	Beschäftigung	längstens	bis	zum	31.	Dezember	2023	versicherungspflichtig,	solange	das	Ar-
beitsentgelt	450	Euro	monatlich	übersteigt.	Sie	werden	auf	Antrag	von	der	Versicherungspflicht	be-
freit.	Der	Antrag	ist	bei	der	Agentur	für	Arbeit	zu	stellen.	Die	Befreiung	wirkt	vom	1.	Oktober	2022	
an,	wenn	sie	bis	zum	31.	Dezember	2022	beantragt	wird,	im	Übrigen	vom	Beginn	des	Kalendermonats	
an,	der	auf	den	Kalendermonat	folgt,	in	dem	der	Antrag	gestellt	worden	ist.	Die	Befreiung	gilt	nur	für	
die	in	Satz	1	genannte	Beschäftigung.	
(3)	Bei	Anwendung	des	Absatzes	2	gelten	§	134	des	Vierten	Buches	und	§	346	Absatz	1a	in	der	bis	

zum	30.	September	2022	geltenden	Fassung.734	
	
§	455	Siebenundzwanzigstes	Gesetz	zur	Änderung	des	Bundesausbildungsförderungsgesetzes	
Abweichend	von	§	422	sind	die	§§	54a,	61,	62,	64,	67	und	123	bis	126	ab	dem	1.	August	2022	

anzuwenden.735	
	
§	455a	Neunundzwanzigstes	Gesetz	zur	Änderung	des	Bundesausbildungsförderungsgesetzes	
Abweichend	von	§	422	sind	die	§§	54a,	61,	62,	64,	67,	68	und	die	§§	123	bis	126	ab	dem	1.	August	

2024	anzuwenden.736	
	
§	456	Zwölftes	Gesetz	zur	Änderung	des	Zweiten	Buches	Sozialgesetzbuch	und	anderer		
Gesetze	–	Einführung	eines	Bürgergeldes	
(1)	§	87a	Absatz	2	ist	auch	anzuwenden,	wenn	die	berufliche	Weiterbildung	vor	dem	1.	Juli	2023	

begonnen,	und	nach	dem	30.	Juni	2023	beendet	worden	ist.		
(2)	§	131a	Absatz	3	ist	in	der	bis	zum	30.	Juni	2023	geltenden	Fassung	weiterhin	anzuwenden,	

wenn	die	berufliche	Weiterbildung	vor	dem	1.	Juli	2023	begonnen	worden	ist.	
(3)	§	148	Absatz	2	Satz	3	und	Absatz	3	in	der	ab	dem	1.	Juli	2023	geltenden	Fassung	ist	auch	anzu-

wenden,	wenn	die	berufliche	Weiterbildung	vor	dem	1.	Juli	2023	begonnen	und	nach	dem	30.	Juni	
2023	beendet	worden	ist.737	

	
	 01.01.2024.—Artikel	35	Nr.	2	des	Gesetzes	vom	20.	August	2021	(BGBl.	I	S.	3932)	hat	die	Vorschrift	ein-

gefügt.	
734		 QUELLE	
	 01.07.2022.—Artikel	5	Nr.	3	des	Gesetzes	vom	28.	Juni	2022	(BGBl.	I	S.	969)	hat	die	Vorschrift	eingefügt.	
	 ÄNDERUNGEN	
	 01.10.2022.—Artikel	6	Nr.	5	lit.	b	des	Gesetzes	vom	28.	Juni	2022	(BGBl.	I	S.	969)	hat	Abs.	2	und	3	einge-

fügt.	
	 01.01.2023.—Artikel	5	Nr.	6a	des	Gesetzes	vom	20.	Dezember	2022	(BGBl.	I	S.	2759)	hat	in	Abs.	3	„Ab-

satzes	1“	durch	„Absatzes	2“	ersetzt.	
735		 QUELLE	
	 01.08.2022.—Artikel	2	Nr.	12	des	Gesetzes	vom	15.	Juli	2022	(BGBl.	I	S.	1150)	hat	die	Vorschrift	einge-

fügt.	
736		 QUELLE	
	 01.08.2024.—Artikel	2	Nr.	5	des	Gesetzes	vom	19.	Juli	2024	(BGBl.	I	Nr.	249)	hat	die	Vorschrift	eingefügt.	
737		 QUELLE	
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§	457	Achtes	Gesetz	zur	Änderung	des	Vierten	Buches	Sozialgesetzbuch	und	anderer	Gesetze		
§	349	Absatz	5	Satz	2	und	3	in	der	bis	zum	31.	Dezember	2023	geltenden	Fassung	gilt	für	Zeiten	

eines	Versicherungspflichtverhältnisses	nach	§	26	Absatz	2	Nummer	2b	und	§	26	Absatz	2b	bis	zum	
31.	Dezember	2023.738	
	
§	458	Gesetz	zur	Stärkung	der	Aus-	und	Weiterbildungsförderung	
§	73a	findet	keine	Anwendung	auf	Berufsausbildungen,	die	vor	dem	1.	April	2024	begonnen	ha-

ben.739	
	
§	459	Übergangsregelung	aus	Anlass	des	Haushaltsfinanzierungsgesetzes	2024	
Die	Bundesagentur	trägt	ab	dem	1.	Januar	2025	die	Aufwendungen,	die	sich	aus	der	Anwendung	

des	§	66a	des	Zweiten	Buches	ergeben.	Eine	Pauschalierung	des	Aufwendungsersatzes	ist	zulässig.	
Die	Bundesagentur,	das	Bundesministerium	für	Arbeit	und	Soziales	und	das	Bundesministerium	der	
Finanzen	vereinbaren	die	Höhe	des	Gesamtbetrages	zur	Abgeltung	der	Aufwendungen	sowie	im	Rah-
men	ihrer	jeweiligen	Zuständigkeiten	die	Einzelheiten	zum	Verfahren.	Die	Bundesagentur	zahlt	den	
Gesamtbetrag	zu	Beginn	des	Jahres	an	den	Bund.740	
	
§	460	Dreizehntes	Gesetz	zur	Änderung	des	Zweiten	Buches	Sozialgesetzbuch	und		
anderer	Gesetze	
Personen,	die	am	30.	Juni	2026	in	einer	nach	§	16e	des	Zweiten	Buches	geförderten	Beschäftigung	

nach	§	27	Absatz	3	Nummer	5	versicherungsfrei	sind,	bleiben	in	dieser	Beschäftigung	bis	zum	Ende	
der	Förderung	nach	§	16e	des	Zweiten	Buches	versicherungsfrei.741	
	

	
	 01.07.2023.—Artikel	2	Nr.	12	des	Gesetzes	vom	16.	Dezember	2022	(BGBl.	I	S.	2328)	hat	die	Vorschrift	

eingefügt.	
738		 QUELLE	
	 01.01.2024.—Artikel	5	Nr.	7	des	Gesetzes	vom	20.	Dezember	2022	(BGBl.	I	S.	2759)	hat	die	Vorschrift	

eingefügt.	
739		 QUELLE	
	 	01.04.2024.—Artikel	2	Nr.	23	des	Gesetzes	vom	17.	Juli	2023	(BGBl.	I	Nr.	191)	hat	die	Vorschrift	einge-

fügt.	
740		 QUELLE	
	 01.01.2025.—Artikel	5	Nr.	4	des	Gesetzes	vom	22.	Dezember	2023	(BGBl.	I	Nr.	412)	hat	die	Vorschrift	

eingefügt.	
741		 QUELLE	
	 01.07.2026.—Artikel	2	Nr.	11	des	Gesetzes	vom	16.	April	2026	(BGBl.	I	Nr.	107)	hat	die	Vorschrift	einge-

fügt.	


